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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 10 SF 2/16 S 
 
L 1 SV 710/16 B (LSG Baden-Württemberg) 
S 4 SV 4297/15 (SG Karlsruhe) 
 
 
 
……………………………………, 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Baden-Württemberg, 
vertreten durch das Justizministerium Baden-Württemberg,  
dieses vertreten durch die Justizvollzugsanstalt Heimsheim, 
Mittelberg 1, 71296 Heimsheim, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

 

Der 10. Senat des Bundessozialgerichts hat am 13. Juni 2016 durch den 

Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l    sowie die Richter   O t h m e r    und   Dr.  R ö h l     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen den Beschluss des Landessozialgerichts 

Baden-Württemberg vom 8. März 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Der Kläger trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

 

G r ü n d e : 

 

Das SG Karlsruhe hat mit Beschluss vom 28.1.2016 für den vom Kläger geltend gemachten 

Anspruch auf medizinische Leistungen bei Inhaftierung den Rechtsweg zu den Gerichten der 

Sozialgerichtsbarkeit für unzulässig erklärt und den Rechtsstreit einschließlich des Prozess-

kostenhilfeantrags des Klägers an das LG Karlsruhe verwiesen. Mit Beschluss vom 8.3.2016 

hat das LSG Baden-Württemberg die hiergegen gerichtete Beschwerde des Klägers zurückge-

wiesen. Mit einem an das LSG gerichteten und von dort an das BSG weitergeleiteten Schreiben 

vom 25.3.2016 hat der Kläger hiergegen "Nichtzulassungsbeschwerde" eingelegt. 

 

Die Beschwerde ist nicht statthaft und daher als unzulässig zu verwerfen. Der Beschluss des 

LSG vom 8.3.2016 ist, worauf das LSG zutreffend hingewiesen hat, gemäß § 177 SGG nicht 

mit der Beschwerde an das BSG anfechtbar. Hiernach können Entscheidungen des LSG nur in 

den Fällen des § 160a Abs 1 SGG und des § 17a Abs 4 S 4 GVG mit der Beschwerde an das 

BSG angefochten werden. Ein Fall des § 160a Abs 1 SGG (Beschwerdemöglichkeit gegen die  

Nichtzulassung der Revision) ist vorliegend nicht gegeben. Nach § 17a Abs 4 S 4 GVG steht 

den Beteiligten die Beschwerde gegen einen Beschluss des oberen Landesgerichts (hier das 

LSG) an den obersten Gerichtshof des Bundes nur zu, wenn sie in dem Beschluss zugelassen 

worden ist. Ausweislich des LSG-Beschlusses hat dieses jedoch die Beschwerde zum BSG 

nicht zugelassen, so dass der Beschluss des LSG vom 8.3.2016 auch nicht nach § 17a Abs 4 S 

4 GVG anfechtbar ist. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm einer entsprechenden 

Anwendung der §§ 154 ff VwGO. Danach trägt der Kläger die Kosten des von ihm erfolglos 

geführten Rechtsmittels (§ 154 Abs 2 VwGO). § 183 SGG findet keine Anwendung, da der 

Kläger nicht in seiner Eigenschaft als Versicherter oder Leistungsempfänger auftritt. 

 

Eine Streitwertfestsetzung ist entbehrlich, da vorliegend eine streitwertunabhängige Festbe-

tragsgebühr nach Nr 7504 Kostenverzeichnis Anlage 1 zum GKG anfällt. 
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